
Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klägerin wendet sich gegen die Entscheidung der Kommis-
sion K(2006) 4180 endg. vom 20. September 2006 in der
Sache COMP/F-1/38.121 — Rohrverbindungen. In der ange-
fochtenen Entscheidung wurde gegen die Klägerin eine Geldbuße
wegen der Verletzung des Artikels 81 Absatz 1 EG sowie des
Artikels 53 Absatz 1 EWR-Abkommen verhängt. Sie soll sich
nach Auffassung der Kommission vom 12. Dezember 1991 bis
zum 22. März 2001 an einer Reihe von Vereinbarungen in
Form von Preisfestsetzung, Verabredung von Preislisten und
Rabatten, Verabredung von Mechanismen zur Durchführung
von Preiserhöhungen, Aufteilung von Märkten und Kunden und
Austausch sonstiger Wirtschaftsinformationen auf dem Markt
für Kupferfittings und Fittings aus Kupferlegierungen beteiligt
haben.

Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin vier Klagegründe
geltend.

An erster Stelle wird vorgebracht, dass die angefochtene Ent-
scheidung Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1/2003 (1) verletze, da die Beklagte durch fehlerhafte Ermitt-
lung des heranzuziehenden Umsatzes gegen wesentliche Grund-
sätze der Bußgeldbemessung verstoßen habe. Die Beklagte soll
bei der Beurteilung der Schwere der angeblichen Zuwiderhand-
lung der Klägerin deren Pressfittingsumsätze bei der Umsatzer-
mittlung herangezogen haben, obgleich die Klägerin zu keinem
Zeitpunkt an Wettbewerbsverstößen in Bezug auf Pressfittings
beteiligt gewesen sei.

Zweitens macht die Klägerin geltend, dass die Kommission
durch unrichtige Feststellung der Beteiligung, bzw. des zeitlichen
Umfangs dieser Beteilung, der Klägerin an den vorgeworfenen
Verhaltensweisen gegen Artikel 81 Absatz 1 EG sowie gegen
Artikel 253 EG verstoßen habe. Der Klägerin zu Folge habe die
Beklagte in Bezug auf die Klägerin keine substantiierte Beweis-
würdigung vorgenommen und fehlerhaft Zuwiderhandlungen
festgestellt.

Darüber hinaus rügt die Klägerin hilfsweise die Verletzung von
Artikel 81 Absatz 1 EG sowie von Artikel 253 EG, da der räum-
liche Umfang der Zuwiderhandlungen in Artikel 1 der angefoch-
tenen Entscheidung in Bezug auf die Klägerin unrichtig festge-
stellt worden sei.

Zuletzt wird die Verletzung des Artikels 23 Absatz 2 der Ver-
ordnung Nr. 1/2003 durch Artikel 2 der angefochtenen Ent-
scheidung hilfsweise geltend gemacht, da die Kommission gegen
wesentliche Grundsätze der Bußgeldfestsetzung verstoßen habe.
Die Klägerin bringt diesbezüglich vor, dass die Leitlinien für das
Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen (2) dadurch unrichtig
angewandt worden seien, dass der Verstoß als ein besonders
schwerer Verstoß eingestuft, die Dauer des Verstoßes unrichtig
festgestellt, die Erhöhung des Grundbetrages wegen der Dauer
des Verstoßes unrichtig vorgenommen und die mildernden
Umstände nicht gewürdigt worden seien.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niederge-
legten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1).

(2) Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen, die
gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 und gemäß Arti-
kel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag festgesetzt werden (ABl. 1998, C 9, S.
3).

Klage, eingereicht am 14. Dezember 2006 — Legris Indust-
ries/Kommission

(Rechtssache T-376/06)

(2007/C 42/48)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Legris Industries (Rennes, Frankreich) (Prozessbevoll-
mächtigte: Rechtsanwälte A. Wachsmann und C. Pommiès)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung (K[2006] 4180 endg. der Kommission
vom 20. September 2006 in der Sache COMP/F-1/38.121
— Rohrverbindungen) sowie die Gründe, die dem verfügen-
den Teil der Entscheidung zugrunde liegen, insoweit für
nichtig zu erklären, als die Entscheidung der Legris Indust-
ries Holding deswegen eine Geldbuße auferlegt, weil ihr die
in Rede stehenden Verhaltensweisen von Comap zurechen-
bar seien;

— der Legris Industries Holding zu bestätigen, dass sie sich die
Schriftstücke, Stellungnahmen und Anträge von Comap
gegen die Entscheidung zu eigen macht;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit der vorliegenden Klage beantragt die Klägerin die teilweise
Nichtigerklärung der Entscheidung K(2006) 4180 endg. der
Kommission vom 20. September 2006 in einem Verfahren nach
Art. 81 EG (COMP/F-1/38.121 — Rohrverbindungen) über eine
Reihe von Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen
in Form der Festsetzung von Preisen, der Verabredung von Preis-
listen und Rabatten, der Einführung von Mechanismen zur
Koordinierung von Preiserhöhungen, der Aufteilung der nationa-
len Märkte und der Kunden sowie des Austauschs anderer Wirt-
schaftsinformationen auf dem Markt für Kupferfittings und Fit-
tings aus Kupferlegierungen, soweit darin gegen die Legris
Industries Holding eine Geldbuße verhängt werde, weil dieser
angeblich die in Rede stehenden Verhaltensweisen ihrer ehemali-
gen Tochtergesellschaft Comap zurechenbar seien.

Zur Stützung ihrer Klage macht die Klägerin die folgenden Kla-
gegründe geltend.

Zunächst führt die Klägerin aus, dass die Kommission gegen
Art. 81 EG verstoßen habe, indem sie ihr die von ihrer Tochter-
gesellschaft Comap begangenen streitigen Zuwiderhandlungen
zugerechnet und sie folglich für diese Zuwiderhandlungen
gesamtschuldnerisch haftbar gemacht habe. Die Kommission
habe gegen den Grundsatz der rechtlichen und wirtschaftlichen
Eigenständigkeit der Tochtergesellschaft und den Grundsatz der
persönlichen Haftung bei Zuwiderhandlungen gegen das Wett-
bewerbsrecht verstoßen, indem sie es als ausreichend angesehen
habe, dass sich das Kapital der Tochtergesellschaft der Klägerin
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zu 100 % im Besitz der Klägerin befunden habe, um von der
Ausübung eines bestimmenden Einflusses auf die Tochtergesell-
schaft auszugehen. Die Kommission habe darüber hinaus
Rechtsfehler, Sachverhaltsfehler und offensichtliche Beurteilungs-
fehler begangen, indem sie keine Beweise vorgelegt habe, die die
Feststellung ermöglicht hätten, dass die Legris Industries Holding
eine tatsächliche Weisungsbefugnis gegenüber Comap ausgeübt
habe.

Außerdem wirft die Klägerin der Kommission vor, Rechtsfehler
begangen zu haben, indem sie die von der Klägerin vorgelegten
Beweise für die Eigenständigkeit von Comap, insbesondere bei
der Festlegung und Verwaltung ihrer Geschäftspolitik, nicht
widerlegt habe. Die Klägerin habe nachgewiesen, dass sie Comap
keine Anweisungen in Bezug auf deren Marktverhalten gegeben
habe, dass sie nur eine Finanzaufsichtsfunktion gehabt habe,
ohne ihren Tochtergesellschaften in Haushaltsangelegenheiten
Weisungen zu erteilen, und dass Comap Zugang zu eigenen
Finanzquellen gehabt habe. Folglich könnten allein der Nachweis
der Kapitalverbindung und die sich daraus ergebenden unmittel-
baren Folgen, die die Kommission als Grundlage herangezogen
habe, um ihr die Zuwiderhandlungen ihrer Tochtergesellschaft
zuzurechnen, nicht belegen, dass gegenüber der Tochtergesell-
schaft eine tatsächliche Weisungsbefugnis ausgeübt worden sei.

Klage, eingereicht am 14. Dezember 2006 — Comap/Kom-
mission

(Rechtssache T-377/06)

(2007/C 42/49)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Klägerin: Comap SA (Lyon, Frankreich) (Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte A. Wachsmann und C. Pommiès)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung (K[2006] 4180 endg. der Kommission
vom 20. September 2006 in der Sache COMP/F-1/38.121
— Rohrverbindungen) sowie die Gründe, die dem verfügen-
den Teil der Entscheidung zugrunde liegen, insoweit für
nichtig zu erklären, als Comap in dieser Entscheidung für
andere Zeiträume als denjenigen von Dezember 1997 bis
März 2001 verurteilt wird, für den sie den von der Kommis-
sion dargelegten Sachverhalt nicht bestreitet;

— Artikel 1 und 2 sowie die ihnen zugrunde liegenden Gründe
zu ändern, indem die gegen Comap festgesetzte Geldbuße in
Höhe von 18,56 Millionen Euro herabgesetzt wird;

— der Kommission die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Mit der vorliegenden Klage beantragt die Klägerin die teilweise
Nichtigerklärung der Entscheidung K(2006) 4180 endg. der
Kommission vom 20. September 2006 in einem Verfahren nach
Art. 81 EG (COMP/F-1/38.121 — Rohrverbindungen) über eine
Reihe von Vereinbarungen und abgestimmten Verhaltensweisen
in Form der Festsetzung von Preisen, der Verabredung von Preis-
listen und Rabatten, der Einführung von Mechanismen zur
Koordinierung von Preiserhöhungen, der Aufteilung der nationa-
len Märkte und der Kunden sowie des Austauschs anderer Wirt-
schaftsinformationen, soweit sie in dieser Entscheidung für
andere Zeiträume als denjenigen von Dezember 1997 bis März
2001 verurteilt werde, für den sie den von der Kommission dar-
gelegten Sachverhalt nicht bestreite. Hilfsweise beantragt sie eine
Ermäßigung der in der angefochtenen Entscheidung gegen sie
festgesetzten Geldbuße.

Zur Stützung ihrer Klage macht die Klägerin die folgenden Kla-
gegründe geltend.

Zunächst führt sie aus, dass die Kommission gegen Art. 81 EG
verstoßen und Rechtsfehler, Sachverhaltsfehler und offensichtli-
che Beurteilungsfehler begangen habe, indem sie der Ansicht
gewesen sei, dass das angebliche Kartell nach den Untersuchun-
gen der Kommission vor Ort im März 2001 bis April 2004
fortbestanden habe.

Die Klägerin trägt zweitens vor, dass die Kommission gegen Art.
81 Abs. 1 EG und Art. 25 der Verordnung Nr. 1/2003 (1) ver-
stoßen habe, indem sie nicht anerkannt habe, dass die angeb-
liche Zuwiderhandlung mangels der Möglichkeit, den Beweis für
wettbewerbswidrige Verhaltensweisen zu erbringen, während
eines Zeitraums von 27 Monaten, einschließlich der Zeit zwi-
schen September 1992 und Dezember 1994, unterbrochen
gewesen sei, so dass der vor Dezember 1994 liegende Sachver-
halt zum Zeitpunkt der Einleitung der Untersuchung der Kom-
mission im Januar 2001 verjährt gewesen sei.

Hilfsweise beruft sich die Klägerin auf den Klagegrund des Ver-
stoßes gegen Artikel 81 Abs. 1 EG und Art. 23 Abs. 2 der Ver-
ordnung Nr. 1/2003 sowie gegen die Leitlinien für das Verfahren
zur Festsetzung von Geldbußen (2) und gegen die Mitteilung
über den Erlass und die Ermäßigung von Geldbußen in Kartell-
sachen (3), indem die Kommission die Regeln zur Festsetzung
von Geldbußen nicht beachtet habe. Die Kommission habe
gegen den Verhältnismäßigkeitgrundsatz und den Gleichbehand-
lungsgrundsatz verstoßen, da der bei der Berechnung der Geld-
buße für Comap festgesetzte Ausgangsbetrag im Verhältnis zu
den Ausgangsbeträgen zu hoch sei, die für andere mit der ange-
fochtenen Entscheidung verurteilte Unternehmen festgesetzt
worden seien, obwohl deren Wettbewerbssituation der Situation
der Klägerin auf dem Markt ähnlich sei.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niederge-
legten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1).

(2) Leitlinien für das Verfahren zur Fessetzung von Geldbußen, die
gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 und gemäß Arti-
kel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag festgesetzt werden (ABl. 1998, C 9,
S. 3).

(3) Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von
Geldbußen in Kartellsachen (ABl. 2002, C 45, S. 3).
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